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Nachdem Franc,ois Mitterrand am 8. Mai 1988 mit 54,01% der Wählerstimmen in
seinem Amt als französischer Präsident bestätigt wurde, konnte die von ihm ge-
führte Sozialistische Partei ihrerseits bei den Parlamentswahlen im Juni 1988 ihre
Position verstärken. Wird der Einzug eines sozialistischen Premierministers, Mi-
chel Rocard, in den Matignon-Palast eine Änderung der Regierungspositionen
und der öffentlichen Meinung im Hinblick auf die europäische Integration bewir-
ken? Wie wird in Frankreich auf den Prozeß der Binnenmarkt-Vollendung und
auf die wichtigsten Gemeinschaftspolitiken reagiert? Welche Prioritäten hat sich
die französische Regierung für ihre EG-Präsidentschaft gesetzt, die am 1. Juli
1989 beginnt?

Die neue Regierung und die Diskussion über das Ziel 1992

Mit der Wiederwahl von Franc,ois Mitterrand zum Präsidenten der Französischen
Republik und dem Rücktritt Jacques Chiracs vom Amt des Premierministers wur-
den die zwei Jahre der „Kohabitation"1 beendet. Nach der Auflösung der Natio-
nalversammlung durch den wiedergewählten Präsidenten mußten die Wähler am
5. und 12. Juni 1988 erneut zu den Urnen gehen. Zwar gewannen die „Sozialisti-
sche Partei" (PS) und die „Bewegung der Linksradikalen" (MRG) 61 Sitze dazu,
doch erreichten sie mit insgesamt 275 von 575 Mandaten nicht die absolute Mehr-
heit. Auf der rechten Seite konnte die „Union für die französische Demokratie"
(UDF) ihre 132 Mandate halten und übertraf damit um ein Mandat die neogaulli-
stische „Sammlungsbewegung" RPR, die 27 Sitze verlor. Die „Kommunistische
Partei" (PC) erhielt 27 Parlamentssitze (verlor 8 Mandate). Die „Nationale
Front" (FN) erzielte aufgrund des neuen, für sie ungünstigen Mehrheitswahl-
rechts nur ein Mandat (verlor 31). Von den übrigen neun Abgeordneten gehören
sieben den diversen Rechten an, zwei stehen der Präsidialmehrheit nahe.

Die Ernennung von Michel Rocard, der den am stärksten sozialdemokratisch
orientierten Flügel der Partei vertritt, zum neuen Premierminister soll ein Zei-
chen der „Öffnung" hin zur rechten Mitte sein. Von den 49 Mitgliedern der zwei-
ten Regierung Rocard, die nach den Parlamentswahlen am 28. Juni ernannt wur-
de, gehören nur 26 der PS an und drei dem MRG. Sechs Minister sind UDF-Mit-
glieder; 14 sind parteilos, stehen aber der Präsidialmehrheit nahe. Der Wunsch
nach „Öffnung" scheint allerdings innerhalb der Sozialistischen Partei nicht un-
umstritten zu sein. Am 30. Juni 1988 brachte das Exekutivbüro der Partei Bestür-
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zung angesichts des Eintritts von UDF-Mitgliedern in die Regierung zum Aus-
druck. Die „Öffnung" wird auch relativiert durch die Rückkehr zahlreicher ehe-
maliger Minister der Regierungen Mauroy und Fabius in Schlüsselpositionen.
Auch findet die „Öffnung" auf parlamentarischer Ebene trotz der Gründung ei-
ner autonomen Zentrumsgruppe („Union du Centre") keine Entsprechung auf
parlamentarischer Ebene.

In bezug auf die europäische Integration besteht bei den „klassischen" Rechts-
und Linksparteien (PC und FN ausgenommen) weiterhin im wesentlichen Kon-
sens; nach dem Regierungswechsel im Mai 1988 war kein Bruch in der französi-
schen Europapolitik wahrzunehmen. Die Anpassung der französischen Wirtschaft
an den Binnenmarkt und die Vorbereitung der französischen EG-Präsidentschaft
im zweiten Halbjahr 1989 sind für die Regierung Rocard zwangsläufig die beherr-
schenden Themen. Es ist speziell die Aufgabe des Ministers für europäische An-
gelegenheiten, Edith Cresson (PS), „die Vollendung des Binnenmarktes der Eu-
ropäischen Gemeinschaft mittels der Durchführung der Einheitlichen Europä-
ischen Akte vorzubereiten und in Absprache mit den Wirtschaftsakteuren und
den Sozialpartnern die Anpassung der Wirtschaft an dieses Ziel zu fördern"2. Der
Minister für europäische Angelegenheiten soll hauptsächlich den verstärkten In-
formationsdrang der Öffentlichkeit und der Wirtschaftsakteure befriedigen, die
vor allem eine Verschärfung des Wettbewerbs befürchten.

Unter der Schirmherrschaft von Frau Cresson wurden im September 1988 sie-
ben „Studien- und Mobilisierungsgruppen" (GEM) gegründet, zusammengesetzt
aus Vertretern der öffentichen Verwaltung und des privaten Sektors, die der Re-
gierung Anregungen und Überlegungen zu den verschiedensten Gemeinschafts-
themen - Sozialpolitik, Umwelt, Energie, Verkehr - liefern sollen3. Sowohl im öf-
fentlichen wie auch im privaten Sektor regt die Vollendung des Binnenmarktes
weiterhin zur Gründung zahlloser Arbeitsgemeinschaften, zu Studien, Kolloquien
und anderen Veranstaltungen an. Die politischen Konzepte und Meinungen in
Frankreich, die sich lange Zeit allein auf den nationalen Rahmen bezogen, sind
durch Europa deutlich in Bewegung geraten. 1993, so betonen viele Politiker, soll
dazu beitragen, den französischen „Niedergang" aufzuhalten4. Die Stellung
Frankreichs zu sichern heißt nicht mehr, wie in den vergangenen Jahrzehnten,
Projektion oder Herrschaft nach außen, sondern bedeutet vielmehr, sich durch in-
nere Reformen den weltweiten Entwicklungen anzupassen.

Haben die französischen Politiker die Flucht nach vorne, nach Europa, ge-
wählt? Diese kritische Frage wird umso lauter, je mehr das herannahende Datum
1993 vom Wirtschafts- und Sozialsystem konkrete Schritte der Anpassung ver-
langt. Auf die ungetrübte Binnenmarkt-Begeisterung von 1986/87 folgte 1988/89
ein realistischerer, geschäftsmäßigerer und somit weniger optimistischer Ton. Es
geht nun immer mehr darum, konkrete Mittel und Wege aufzuzeigen, die es
Frankreich ermöglichen, vom Binnenmarkt-Projekt zu profitieren. Die nachlas-
sende Begeisterung wird besonders in den Meinungsumfragen deutlich: 58% der
Franzosen erklärten im Februar 1989, dem Datum 1993 mit Beunruhigung entge-
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genzusehen5. Besonders bei den Selbständigen - Landwirten, Handwerkern, klei-
nen Händlern - dominieren die Befürchtungen. Es ist kein Zufall, daß sich die
rechtsextreme Wählerschaft hauptsächlich aus diesen beruflichen Kategorien re-
krutiert6: Der „Ausverkauf der nationalen Interessen" gehört weiterhin zu den
zentralen politischen Parolen der Nationalen Front.

Binnenmarkt-Problem Nr. 1: Steuerharmonisierung

Das schwierigste Problem, das sich Frankreich im Zuge der Binnenmarkt-Vollen-
dung stellt, ist zweifelsohne die Frage der Steuerharmonisierung. Die „obligatori-
schen Abgaben" (Steuern und Sozialabgaben) in Frankreich gehören zu den
höchsten in der Gemeinschaft: Sie betragen 44% des BIP, in der Bundesrepublik
Deutschland dagegen nur 37%. Die indirekten Steuern machen 42% der Einnah-
men des Staatshaushaltes aus. Allein die Mehrwertsteuer erbringt 33,4% der ge-
samten Steuereinnahmen (in der Bundesrepublik: 24,3%); es gibt drei Mehrwert-
Steuersätze: 5,5%, 18,6% und 28%. Die französischen Einkommensteuern gehö-
ren dagegen mit 17,5% zu den niedrigsten in der Gemeinschaft (in der Bundesre-
publik: 41,6%).

Dem Bandbreiten-Vorschlag der Kommission zur Annäherung der Mehrwert-
Steuersätze (4-9% bzw. 14-20%) steht man in Paris reserviert gegenüber. Eine im
Mai 1987 gegründete „Wirtschaftskommission zur Vorbereitung auf 1992", gelei-
tet von dem Ehrenpräsidenten der „Electricite de France", Marcel Boiteux, über-
gab dem Wirtschafts- und Finanzminister im Februar 1988 einen „Zwischenbe-
richt" zur Problematik der Steuerangleichung7. Dieser schlägt vor, die Bandbreite
möglichst auf zwei (statt auf sechs) Prozentpunkte zu beschränken, um Wettbe-
werbsverzerrungen zu vermeiden. Bis dahin sollten der Mehrwertsteuersatz des
Ursprungslandes angewandt, die Grenzkontrollen aber möglichst erleichtert wer-
den.

Die Diskussion um eine Ermäßigung der Mehrwertsteuer spitzte sich im Herbst
1988 anläßlich der Debatte um den Haushalt 1989 zu8. Einerseits mußten die indi-
rekten Steuern an die europäischen Gegebenheiten angepaßt werden, anderer-
seits wollte die Regierung die Ausgaben in einigen Bereichen - Bildung, For-
schung, Beschäftigung - erhöhen, aber auch das Haushaltsdefizit reduzieren. Die
von Wirtschaftsminister Pierre Beregovoy und von Premierminister Michel Ro-
card geäußerten Ziele scheinen daher nicht immer übereinzustimmen. Zudem
sind die Maßnahmen des Wirtschaftsministers nicht immer ganz verständlich, so
etwa die Reduzierung des ermäßigten Mehrwertsteuersatzes von 7 auf 5,5%, die
einen Einnahmeverlust von 2 Mrd. Francs bedeutete, ohne daß dies aus Gemein-
schaftssicht notwendig gewesen wäre. Die Reduzierung des Höchstsatzes von 33,3
auf 28% (3 Mrd. Francs Einnahmeverlust) schien dagegen eher sinnvoll. Rocard
steht einer Angleichung der Mehrwertsteuersätze äußerst kritisch gegenüber;
dringenden Handlungsbedarf sieht er nur bei den Kapitalertragssteuern9.

Mehrere interne Berichte sind dieser Thematik gewidmet, darunter der „Be-
richt Boiteux", der bei der Verabschiedung der Richtlinie zur Liberalisierung des
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Kapitalverkehrs am 13. Juni 1988 die französische Verhandlungsgrundlage bilde-
te. Ergänzt wird er durch den „Bericht Achard" über das französische Finanzwe-
sen und den „Bericht Lebegue" über die Kapitalertragssteuer. Diese Studien ver-
deutlichen die zentralen Probleme Frankreichs: Zum einen ist die Besteuerung
der Kapitalerträge in Frankreich im allgemeinen höher als in Nachbarländern,
zum anderen leiten die französischen Banken am meisten Informationen an die
Steuerbehörden weiter. Ohne vorherige Harmonisierung wären die Franzosen al-
so bei vollständiger Kapitalfreiheit verleitet, sich bei der Geldanlage für EG-Län-
der mit geringeren Steuerlasten und besserer Wahrung des Bankgeheimnisses zu
entscheiden. Frankreich stimmte zwar der Richtlinie zur Liberalisierung des Ka-
pitalverkehrs zu, bestand aber auf der Aufnahme von Absatz 5 in Artikel 6, dem-
zufolge die Kommission vor dem 30. Juni 1989 Vorschläge über die Kapitaler-
tragssteuer unterbreiten muß10. Die Notwendigkeit dieser Vorbedingung wurde
seither von Präsident Mitterrand und von Regierungsmitgliedern wiederholt be-
tont. Die im Februar 1989 vorgelegten Vorschläge der für die Steuerharmonisie-
rung zuständigen - französischen - Kommissarin Christiane Scrivener entspra-
chen sehr genau den französischen Forderungen. Anläßlich des Rates der Wirt-
schafts- und Finanzminister am 13. Februar 1989 befürwortete Beregovoy insbe-
sondere den Vorschlag, in der Gemeinschaft eine allgemeine Quellensteuer von
15% einzuführen11.

Außenbeziehungen im Binnenmarkt: Reziprozität gefordert

Weder das „Weißbuch" der Kommission von 1985 noch die Einheitliche Europä-
ische Akte gehen explizit auf das Problem der Außenbeziehungen der Gemein-
schaft nach der Vollendung des Binnenmarktes ein. Dieses Schweigen beunruhigt
Frankreich, dessen Handelsbilanzdefizit 1988 33 Mrd. Francs betrug. In einem
Bericht an den Außenminister wies Henri Froment-Meurice, ehemaliger französi-
scher Botschafter in Bonn und Moskau, im April 1988 darauf hin12, daß die Ge-
meinschaft an die Zeit „nach 1992" denken müsse: Notwendig sei ein starker Zu-
sammenhalt der Gemeinschaft und ein wirksamer Schutz gegenüber Drittstaaten.
Protektionismus wird allerdings abgelehnt. „Reziprozität", so der Bericht, sei das
Schlüsselwort für alle Verhandlungen, vor allem mit Japan. Auch im Bereich etwa
der finanziellen Dienstleistungen solle nach dem Prinzip der Reziprozität vorge-
gangen werden.

Frankreich wünscht auch, daß der Begriff des „lokalen Anteils" bei Filialen von
Firmen aus Drittländern innerhalb der Gemeinschaft präzisiert werde. Die Not-
wendigkeit eines europäischen Anteils von 60% bei der Produktion japanischer
Autos in Großbritannien erscheint Frankreich nicht ausreichend. Anfang 1989
warf London Paris vor, bei seinem auf 3% beschränkten Kontingent für die Ein-
fuhr japanischer Autos, die von Nissan in Großbritannien gefertigten „Bluebird"
mitzuzählen. Die EG-Kommission nahm sich des Falles im März 1989 an. Paris
wird die betreffenden Wagen nun schließlich doch nicht auf die Einfuhrquote an-
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rechnen, wenn London sich verpflichtet, den europäischen Anteil an der Gesamt-
produktion bis Ende 1989 auf 80% zu erhöhen13.

Weitere Reaktionen auf die Politik der Gemeinschaft

Seit der Milch-Reform im März 1984 und der Einigung auf Stabilisatoren beim
Brüsseler Sondergipfel im Februar 198814 sind in der Gemeinsamen Agrarpolitik
eher kleine Korrekturen als große politische Entscheidungen zu verzeichnen. Bei
der Ratssitzung der Agrarminister am 17. Juni 1988 akzeptierte Frankreich das
von der Kommission vorgeschlagene Einfrieren der Preise. Fraglich bleibt, in wel-
chem Umfang die Ausgleichszahlungen reduziert werden. Der von dem Vize-Prä-
sidenten der Kommission, Andriessen, vorgeschlagene Vierjahresplan sieht vor,
daß die französischen Ausgleichszahlungen vom 1. Januar 1989 an um einen Pro-
zentpunkt reduziert werden. Dies erschien Frankreich unzureichend: Es erhielt
schließlich 1,5 Prozentpunkte15.

Zwar ist die französische Handelsbilanz insgesamt defizitär, doch bestand bei
Agrarprodukten 1988 ein Handelsbilanzüberschuß von 39 Mrd. Francs. Als größ-
ter Agrarexporteur der Gemeinschaft leistet Frankreich heftigen Widerstand ge-
gen den völligen Abbau der Exportrückzahlungen, den die USA beim „Halbzeit-
treffen" des GATT im Dezember in Montreal forderten.

Die Reform der Strukturfonds, Teil des beim Brüsseler Sondergipfel verab-
schiedeten Delors-Pakets, verändert wesentlich die Einteilung der französischen
Regionen, die Anspruch auf finanzielle Förderung durch die Gemeinschaft ha-
ben. Nur Korsika und die vier überseeischen Departements (Guadeloupe, Gua-
yana, Martinique und Reunion) profitieren von den Strukturfonds im Rahmen
von „Ziel Nr. 1", das die Förderung der rückständigen Regionen beinhaltet. „Ziel
Nr. 2" - die Umstellung der Gebiete, die von der rückläufigen industriellen Ent-
wicklung schwer betroffen sind - erscheint für Frankreich günstiger: 29 Departe-
ments entsprechen den Förderungskriterien16.

Nach Artikel 227 EWG-Vertrag, bestätigt vom Europäischen Gerichtshof durch
das „Hansen-Urteil" 1978, sind die überseeischen Departements (DOM) Teil der
Europäischen Gemeinschaft. Dennoch gelten für sie seit 1958, unter Berücksichti-
gung ihrer geographischen und wirtschaftlichen Sonderlage, vom Gemeinschafts-
recht abweichende Regelungen. So gelten etwa die DOM untereinander und ge-
genüber Frankreich als Exportländer; Beschränkungen des freien Personenver-
kehrs werden toleriert; beim Warenimport wird ein spezieller Zoll („Octroi de
Mer") erhoben. Im Zuge der Binnenmarkt-Vollendung, so wird in den DOM be-
fürchtet, könnten diese Sonderregelungen abgeschafft werden, was den Nieder-
gang der lokalen Produktion noch beschleunigen würde. Die „europäische Ag-
gression" mobilisiert zunehmend die Unabhängigkeitsbewegungen, vor allem auf
Guadeloupe17. Die EG-Kommission hat im Januar 1989 ein auf die Entfernung
und die Insellage der französischen überseeischen Departements abgestimmtes
Programm (POSEIDOM) vorgeschlagen, das den Fortbestand der derzeitigen
Sonderregelungen und den koordinierten Einsatz der Strukturhilfen sichern soll.
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Im zweiten Halbjahr 1988 beschäftigte sich die französische Regierung zudem
mit dem Sitz des Europäischen Parlaments. Im Februar 1986 hatte Frankreich vor
dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) gegen eine Parlamentsentschließung ge-
klagt, die den Bau eines Gebäudes für Sonder- oder zusätzliche Sitzungen in
Brüssel vorsah. Diese Entschließung, so die Begründung, stelle die Kompetenzen
der Mitgliedstaaten in Frage, die laut Vertrag allein über den Sitz der europä-
ischen Institutionen entscheiden. In seinem Urteil vom 22. September 1988 vertrat
der EuGH jedoch die Ansicht, daß die Regierungsbeschlüsse nicht ausschließen,
daß sich das Parlament für eine Plenumssitzung außerhalb Straßburgs entschei-
det, sofern es sich um einen Ausnahmefall handelt. In dem am 18. Januar 1989
vom Europäischen Parlament verabschiedeten „Bericht Prag" bestätigte das EP
sein Recht, zusätzliche Plenumssitzungen außerhalb Straßburgs anzusetzen und
einige Sekretariatsdienste von Luxemburg nach Brüssel zu verlegen. Der französi-
sche Premierminister beauftragte Finanzinspektor Claude Villain, eine Liste der
notwendigen Maßnahmen zu erstellen, um die Rolle Straßburgs zu stärken: Vor-
gesehen ist unter anderem die Verbesserung der Schienen- und Luftwege nach
Straßburg, die Beschleunigung des Hotelbaus und die Eröffnung eines Presse-
Centers 1991. Mitterrand bemühte sich ebenfalls um eine Aufwertung der elsässi-
schen Hauptstadt, indem er seine traditionelle Neujahrsansprache nicht in Paris,
sondern in Straßburg hielt.

Die Unterzeichnung der Gemeinsamen Erklärung von EG und RGW im Juni
1988 sowie die bilateralen Verträge mit Ungarn (September 1988) und der Tsche-
choslowakei (März 1989) wurden von Frankreich unterstützt. Diese Zustimmung
ist Teil einer „Öffnung nach Osten" in der französischen Außenpolitik, die auf
dem Willen beruht, sich nicht vom allgemeinen Entspannungsprozeß und der in-
tensivierten wirtschaftlichen Kooperation zu isolieren. Präsident Mitterrand rei-
ste im November 1988 nach Moskau, im Dezember nach Prag und im Januar 1989
nach Sofia. Er versuchte nicht zu verheimlichen, daß es dabei in wirtschaftlicher
Hinsicht darum ging, eine gewisse Rückständigkeit insbesondere gegenüber der
Bundesrepublik Deutschland und Italien aufzuholen, und in politischer Hinsicht
darum, nicht der Bundesrepublik - deren Beziehungen zu Moskau und deren tra-
ditionelle Hegemonie in Südosteuropa Sorgen auslösen - das Feld zu überlassen18.
Doch kann von einer französischen „Ostpolitik" keine Rede sein: „Angesichts der
zwei kohärenten und im Osten relativ gut aufgenommenen politischen Strategien
von Herrn Genscher und Frau Thatcher schien es Frankreich vor allem darum zu
gehen, seine Existenz in Erinnerung zu rufen und auf seine Besonderheit hinzu-
weisen, ohne daß man allerdings den Eindruck hatte, daß eine klare Vorstellung
von dieser Besonderheit existiere".19

Die am 12. Oktober 1988 angelaufenen Verhandlungen für das vierte Lome-
Abkommen haben für Frankreich angesichts der großen Zahl von AKP-Staaten,
die ehemalige französische Kolonien sind, besondere Bedeutung. Frankreich un-
terstützt den Plan der Kommission, Kredite zu reservieren, durch die die struktu-
relle Anpassung der Wirtschaftssysteme der AKP-Staaten gefördert werden soll.
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Dieser Vorschlag stößt auf britische, niederländische und teilweise auch deutsche
Einwände. Befürchtet wird, daß dies nur ein Vorwand für eine wesentliche Erhö-
hung der gesamten Kredite des Europäischen Entwicklungsfonds sei. Frankreich
scheint zu beabsichtigen, während der französischen Präsidentschaft einen Kom-
promiß zu erzielen.

Ausblick: Pläne für die französische Präsidentschaft

Die französische Präsidentschaft im Europäischen und im Ministerrat in der zwei-
ten Jahreshälfte 1989 wird sich vermutlich auf sozialpolitische, Währungs- und
Medienfragen konzentrieren.

Die Schaffung eines „europäischen Sozialraums" war eines der ersten Themen,
die der im Oktober 1981 frisch gewählte Präsident Mitterrand seinen europä-
ischen Partnern vorschlug. Seine Initiative stieß damals auf wenig Resonanz. Mit
der Einheitlichen Europäischen Akte und den Bemühungen um vollständige Frei-
zügigkeit und Niederlassungsfreiheit ist das Interesse an einer Annäherung der
Sozialsysteme gestiegen. Die französischen Vorschläge im Sozialbereich nähern
sich denen an, die der Vize-Präsident der Kommission, Manuel Marin, im Sep-
tember 1988 vorbrachte. Sie konzentrieren sich auf die Sozialcharta, die als „so-
zialer Sockel" Mindestrechte garantieren soll, auf die Förderung des sozialen Dia-
logs auf nationaler und Gemeinschaftsebene sowie auf die Festlegung von Rege-
lungen über Information und Mitbestimmung der Arbeitnehmer in europäischen
Gesellschaften20. Mit diesen Maßnahmen soll der Gefahr des „sozialen Dum-
pings" im Binnenmarkt entgegengewirkt werden; eine Harmonisierung der Sozial-
systeme ist nicht beabsichtigt. Durch die Definition von Rahmenzielen auf Ge-
meinschaftsebene soll jedem Mitgliedstaat die Wahl der Mittel - entsprechend
seinem eigenen Sozialsystem - überlassen bleiben.

Der am 17. April 1989 veröffentlichte Bericht des Delors-Komitees über die
Wirtschafts- und Währungsunion, der dem Europäischen Rat im Juni 1989 in Ma-
drid vorgelegt wurde, wird zu den ersten konkreten Diskussionsthemen unter
französischer Präsidentschaft gehören. Diese Verhandlungen werden sicherlich
entscheidend sein, denn der Erfolg des Drei-Stufen-Plans hängt wesentlich davon
ab, ob sich die Mitgliedstaaten während der ersten Stufe - Stärkung des Europä-
ischen Währungssystems - auf eine Vertragsänderung einigen, die die nachfolgen-
den Stufen ermöglicht: Schaffung eines „Europäischen Zentralbanksystems" und
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion durch den Übergang zur eu-
ropäischen Einheitswährung. Der französische Wirtschafts- und Finanzminister
Beregovoy ging indirekt auf den Widerstand des britischen Finanzministers Nigel
Lawson gegen jegliche Vertragsänderung21 ein, als er erklärte, daß es nicht ange-
he, daß sich ein Land ein Vetorecht gegen die Schlußfolgerungen der Beratungen
herausnehme"22. Frankreich befürwortet allerdings nicht alle Vorschläge des De-
lors-Komitees. Angesichts der traditionellen Abhängigkeit der „Banque de Fran-
ce" vom Staat steht man in Frankreich einem Europäischen Zentralbanksystem
mit unabhängigem Status skeptisch gegenüber.
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Präsident Mitterrand hat wiederholt sein Interesse an einem „technologischen
Eureka" vorgebracht - eine Idee, die 1985 in seiner unmittelbaren Umgebung ent-
standen war. Ziel ist eine Zusammenarbeit europäischer Unternehmen, bei der
auch Nicht-EG-Mitgiedstaaten einbezogen sind. Seit seiner Rede im Londoner
„Chatham House" im Januar 1987 setzte sich Mitterrand zudem nachdrücklich für
die Förderung der europäischen audiovisuellen Industrie gegenüber der amerika-
nischen und japanischen Konkurrenz ein. Eine Mitteilung der französischen Re-
gierung über das „audiovisuelle Eureka" wurde auch in den Schlußfolgerungen
des Europäischen Rates am 2. und 3. Dezember 1988 in Rhodos berücksichtigt23.
Während die Festlegung einer europäischen Norm für das hochauflösende Fern-
sehen breite Unterstützung findet, sind die Strategien in bezug auf Einkauf und
Produktion öffentlicher und privater Fernsehprogramme noch nicht klar formu-
liert. Bei einer europäischen Konferenz über audiovisuelle Medien soll im Sep-
tember 1989 über die Strukturen des öffentlichen und des privaten Marktes, die
Programmpolitik und die Harmonisierung der technischen Normen beraten wer-
den24. Angehörige der Fernsehbranche warfen der französischen Regierung unter-
dessen vor, daß sie bei der am 13. April 1989 im Binnenmarkt-Rat verabschiede-
ten Richtlinie über das „Fernsehen ohne Grenzen" nicht einen obligatorischen
Sende-Anteil von 60% europäischer Produktionen durchsetzen konnte25.

Frankreich will sich während seiner EG-Präsidentschaft somit auf drei Berei-
che, zuzüglich des Umweltschutzes, konzentrieren, die sich noch im Stadium der
Vorbereitung und der Überlegung befinden. Ob damit das Risiko des Scheiterns
eingegangen wird, bleibt abzuwarten. Eine Präsidentschaft in der zweiten Jahres-
hälfte ist wegen der Sommerpause jedenfalls kurz; und die Steuerproblematik
wird die Tagesordnung weiter belasten.
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